
Sozialdemokratieund
Obrigkeitvor demer-
sten Weltkrieg in
Schleswig-Holstein-
AktionundReaktion

IngeKlatt

DreiPhasen derReak-
tion

DieHaltung der staatlichenBehördengegenüber dersozialde-
mokratischen Bewegung ist bis zum ersten Weltkrieg gekenn-
zeichnet durch drei Phasen unterschiedlicher Reaktionswei-
sen:- argwöhnischeBeobachtung- striktes Verbot- „rechtsstaatliche" Schikanen.

Inder ersten Phase, von der Gründung des Allgemeinen
Deutschen Arbeitervereins (ADAV) 1863 bis zum Erlaß des
Gesetzes „Ueber die gemeingefährlichen Bestrebungen der So-
cialdemokratie", des sog. „Sozialistengesetzes", 1878, beob-
achteten die Staatsorgane die aufkommende Bewegung mit
gesteigertem Argwohn.

Zeitweilige Verbote, die jedoch zumeist bald wieder aufge-
hoben wurden, zeigen eine wenig konsequente, fast hilflose
Reaktion gegenüber der neuen, sich formierenden Gesell-
schaftsklasse.

Doch diekurzfristigen Verbote fruchtetennicht.Das Verbot
des ADAV im März 1875 förderteeher den Zusammenschluß
mit der 1869 gegründeten rivalisierenden Bruderpartei, der
Sozialdemokratischen DeutschenArbeiterpartei (SDAP),zur
Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAP) im Mai
1875. Schließlich wußte sich die bedroht fühlende Obrigkeit
nicht anders zuhelfen alsmit demErlaß des „Sozialistengeset-
zes",das einstriktes Verbot der SAP bis1890 bedeutete.

DiezwölfJahredes „Sozialistengesetzes" warengeprägtvon
persönlicher Verfolgung führender Sozialdemokraten -Ent-
lassungen, Verhaftungen, Ausweisungen - und permanenter
Beobachtung der der Sozialdemokratie nahestehenden Ver-
eine.Dennoch gelangdieZerschlagung der Arbeiterbewegung
nicht: Bei den Parlamentswahlen gewannen die Sozialdemo-
kratenständig neue Wähler hinzu.Schließlich konntedas „So-
zialistengesetz" nicht mehr aufrechterhalten werden.

Nach1890schien der Staat sichmit der Existenzder Sozial-
demokratieabzufinden; zumindest gab es keine weiteren Ver-
suche, mit direktem Verbot der ständig stärker werdenden
Bewegung Herr werden zu wollen. Aber mit vielen kleinen
Schikanen,die zwarrechtlichbegründet, jedochvielfachfaden-
scheiniger Natur waren, versuchtendie Behördenimmer wie-
der, Versammlungen derPartei, der Gewerkschaften, der Ar-
beitersportvereine oder Arbeitersängerbünde zu verhindern.
Das galt besonders für Umzüge und Veranstaltungen im
Freien,diedie Stärkeder sozialdemokratischenBewegungder
Öffentlichkeit nur all zu deutlich demonstrierenkonnten.

Diese differierendeHaltungder staatlichenOrgane läßt sich
auch inSchleswig-Holstein nachweisenanhand der Aktender
Königlichen Preußischen Regierung, die im Landesarchiv in
Schleswig einsehbar sind. Bei derRegierung flössen die Be-
richte aus den Stadt- und Landkreisen zusammen, die die kö-
niglichen Landräte oder Polizeipräsidenten über die „socialde-
mokratischen Umtriebe"erstellen ließen. Zur Zeit des „Sozia-
listengesetzes" erwartete der Regierungspräsident vierteljähr-
lich eine Stellungnahme der ihm unterstehendenBehörden1.

'
Akte des Landesarchivs Schleswig,

weiterhinabgekürzt alsLAS, 309/222
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Der Regierungspräsident war nach 1890 auch die Instanz,an
die sich Sozialdemokraten mit einer Beschwerde richteten,
wenn die örtliche Polizeiverwaltung oder der Landrat eine
Versammlung ihrer MeinungnachzuUnrechtverbotenhatten.
VondaherlassendieseAkteneindeutlichesBild zu.Zusätzlich
gewinnen sie als Quellen an Wert, weil es aus dieser Zeit für
Schleswig-Holstein keine eigenen Zeugnisse der Arbeiterbe-
wegung gibt..}

Dieausgewählten Beispiele beziehen sich auf die Altkreise
Rendsburg, Eckernförde,Bordesholm und Kiel. Bei Durch-
sicht der Akten zeigte sich jedoch, daß das Vorgehen der
Behördenin diesen Kreisen sehr wohl als exemplarisch für
Schleswig-Holstein betrachtet werden kann.

2 Heinz VolkmarRegung, Die Anfän-
ge des Sozialismus in Schleswig-Hol-
stein, Neumünster 1965, S. 112.

Argwöhnische„Ob-
servation"-Von den
Anfängen bis1878

1869erließ dieRegierung inSchleswigeineersteVerfügung zur
Unterbindung „socialistischer Umtriebe"2. Sie war verbunden
mit der Auflagean dieLandratsämter undPolizeipräsidien der
Stadte3, über den Stand der sozialdemokratischen Bewegung
zu berichten. Aufgrund dessen erstattete der Landrat in Ek-
kernfördeam 11. Juli1869 eine Anzeige", daß

„imhiesigen Kreise meines Wissens regelmäßige oder außer-
ordentliche Versammlungen des allgemeinen deutschen Arbei-
tervereins nichtstattgefunden haben."4

Wie imKreisEckernfördesah es auch inden anderenLand-
kreisen Schleswig-Holsteins aus. Offenbar ändertesich das in
den folgenden Jahren jedochgrundlegend.Dennim Amtsblatt
vom 19. Juli 1872 veröffentlichte die Königliche Preußische
RegierungzuSchleswigeine „Warnung", diedie „social-demo-
kratische Partei" verteufelte. Für 1873 liegen aus dem Kreis
Eckernförde Berichte über „socialdemokratische Volksver-
sammlungen" inBüdelsdorf, Fockbek und Gettorf vor.5 Der
Hardesvogt inHohn,der auf Wunsch desLandratsdiebeiden
Versammlungen in Büdelsdorf und Fockbek persönlich „ob-
servierte",maß diesen jedoch wenig Resonanz bei.Dagegen
saher einen großen Einfluß auf die Arbeiter derBüdelsdorfer
„Carlshütte durch den „allgemeinen Arbeiterunterstützungs-
verein",dem 300 der 600 Arbeiter der Carlshütte angehörten.
Diesen Verein rechnet der Hardesvogt der sozialdemokrati-
schenBewegung zu.Rendsburg war einesder frühen Zentren
der Sozialdemokratie in der seit 1864 preußischen Provinz,
bedingt vermutlich durch die Tatsache, daß um die Carlshütte
das erste industrielle Zentrum in Schleswig-Holstein entstan-
den war.7- Interessant ist die Analyse des Hardesvogtes, die
den „ledigen undfremden" (aus anderenGebietendesReiches
zugewanderten) Arbeiternden Hauptanteil an der Bewegung
zurechnet.- Jedenfalls waren Industriearbeiter der Agitation
der Sozialdemokratie leichter zugänglich als die Bevölkerung
in kleinen und mittleren Städten ohne Industrie und auf dem
Lande.8 Während ein Bericht vom 18. Oktober 1875 vermel-
dete,

„daß inderStadtRendsburg einsocial-demokratischer Verein
besteht, welcher270Mitglieder zählt"9,

3 Altona,Flensburg, Kiel, Wandsbek.
4 LAS 309/12563.
5 LAS 309/12563.
6 Eisenhütte in Büdelsdorf bei Rends-
burg, gegründet 1827.
7 Vgl. Peter Wulf, Marcus Hartwig
Hollerunddie Anfänge derCarlshüt-
te,in:Jürgen Brockstedt (Hrsg.),Frü-
hindustrialisierung in Schleswig-Hol-
stein, anderen norddeutschen Län-
dern und Dänemark, Neumünster
1983 (Studien zurWirtschaft- und So-
zialgeschichte Schleswig-Holsteins,
Bd.5), S.227ff.
8 Eine Ausnahme bilden die Tagelöh-
ner in den Gutsherrschaften Osthol-
steins,vgl. dazu: HolgerRudel,Land-
arbeiter undSozialdemokratie inOst-
holstein1872 bis 1878,ErfolgundNie-
derlagedersozialistischen Arbeiterbe-
wegung in einem großagrarischen
Wahlkreis zwischen Reichsgründung
und Sozialistengesetz, Neumünster
1986 (Studien zur Wirtschafts-undSo-
zialgeschichte Schleswig-Holsteins,
Bd.9).
9 LAS 309/441.
10 LAS 309/441."

LAS 309/441. Zur Geschichte der
Kieler Sozialdemokratiein der Früh-
zeit vgl. KarlRudolfFischer,Stephan
Heinzel und die Kieler Sozialdemo-
kratie, in: Mitteilungen der Gesell-
schaft für Kieler Stadtgeschichte,
Bd.73, Heft 3/4, Kiel 1987, S. 45 bis
96.
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konnte zur gleichen Zeit inNortorf,das damals noch keine
Industrie hatte, eine sozialdemokratische Versammlung aus
Mangelan Beteiligung nicht stattfinden.10

Der Polizeipräsident inKiel meldete am 28. Oktober 1875,
„daß hier instituiertesocialdemokratische Vereinenichtmehr

vorhanden sind, ...daß aberab undzu noch vonauswärtigen
oder hiesigen Mitgliederndersocialdemokratischen Partheiöf-
fentliche Volksversammlungen abgehalten werden"11.

Vonvornherein verboten wurdeninSchleswig-Holstein Ver-
sammlungen offenbar nicht - abgesehen von zwei Wochen
nach Ausbruch des deutsch-französischenKrieges 1870 -,sie
wurden jedoch sehr sorgfältig beobachtet und protokolliert,
um der Regierung eine Einschätzung des Standes der Bewe-
gung -der Herkunft und der Autorität der Agitatoren, des
Inhalts und der Resonanz der Reden-zuermöglichen.12

12 Eine ausführliche Analyseder Ver-
sammlungsprotokolle Büdelsdorf,
Fockbek, Gettorf findet sich in dem
Aufsatz: Ingaburgh Klatt, „Sozialde-
mokratische Bestrebungen" in Bü-
delsdorf, Fockbek, Gettorf und
Schönberg vor dem „Sozialistenge-
setz",in: Festschriftzum zehnjährigen
Bestehendes Arbeitskreisesfür Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte, Neu-
münster 1988 (Studien zur Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte Schles-
wig-Holsteins, Bd. 15).

„Warnung" der königlich preußbehen
Regierung vor der sozialdemokrati-
schen Parteiundderen .Agitatoren".
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Es konnte jedoch zur Auflösungeiner Versammlung kom-
men-so inGettorf geschehen - wenn Dinge ausgesprochen
wurden, die nachMeinung der anwesendenPolizeidie öffentli-
che RuheundSicherheit gefährden konnten.Rechtsgrundlage
dazu war dasPreußische Vereinsgesetz vom11. März 1850.

Dennochbeschränkte sichdie Politik der schleswig-holstei-
nischen Provinzialregierung bis 1878 im wesentlichen auf die
„Observation" der Sozialdemokratie.DerGrund hierfür kann
eineFehleinschätzung der tatsächlichenStärkegewesensein.13

Nachdem jedoch die Wählerstimmen bei den Reichstagswah-
len 1871 bis 1878 sprunghaft zunahmen14 - wobei Schleswig-
Holsteineinengroßen AnteilandieserZunahmehatte-, fühlte
sich dieReichsregierungunter Bismarck durchdie wachsende
Arbeiterbewegung bedroht. ZurHilfe kamen Bismarck zwei
AttentateaufdenKaiser,dieunberechtigt denSozialdemokra-
ten zur Last gelegt wurden. Sie gaben ihm dieMöglichkeit,im
Reichstag das „Sozialistengesetz" durchzusetzen,dasallepoli-
tischen Vereine verbot, jedoch Wahlen zu den Parlamenten
weiterhin zuließ.

13 Eine ähnliche Einschätzung gibt
Holger Rudel, a.a.O.S. 171.
14 Vgl. die Ergebnisse der Reichstags-
wahlen auf derTabelle.

Striktes Verbotund
Verfolgung-dieZeit
desSozialistengeset-
zes1878-1890

„DeralsFührer derhiesigenSocialdemokratiebekannteSchiffs-
zimmermann Carl August Frohwerk hat Kiel verlassen, sein
Aufenthalt ist nicht zu ermitteln gewesen, angeblich ist er ab
Seemannmit einemSchiff von Hamburg abgefahren. DiePoli-
zeibehördedaselbst ist benachrichtigt und wird dieRecherchen
nach demselben fortgesetzt. Seine hier zurückgelassene Familie
istdem Armenwesenzur Lastgefallen.

Der aus Berlinausgewiesene Socialdemokrat TischlerHein-
rich LudwigFerdinandGünther, geborenzuJoachimsthal, hält
sichhieraufundarbeitet beidemalsSozialdemokratbekannten
TischlerHerold, KirchenkoppelNr. 6. Derselbe ist fortgesetzt
beobachtet wordenundhatsich stets ruhigund zurückgezogen
verhalten.

Die fortgesetzten Beobachtungen des Maurers Kant, Schnei-
ders Heinzel und der anderen Socialdemokraten haben bisher
nicht zu dem Nachweis geführt, daß sich dieselben gegen das
Socialistengesetz strafbar gemacht haben, wenn dieselben auch
einen intimen Verkehr mit einander unterhalten."

So berichtete die Polizei-Behördeder Stadt Kiel am 22.
September 1882 der Königlichen Regierung zu Schleswig -
gemäß Verfügungen vom 26. Oktober 1878 und 5. Juli188015.

Dieser Polizeibericht gibt sehr deutlich Aufschluß darüber,
welchen Repressalien die Führer der Sozialdemokratie wäh-
renddes Sozialistengesetzesunterworfen waren.Nichtnursie,
auch ihre Familien hatten gleichermaßen darunter zu leiden.
DieGründe, warumFrohwerk Kiel verlassenhatte,gehen aus
diesem Bericht nicht hervor. Vermutlich mußte er einer dro-
henden Verhaftung entgehen, sonst hätte er kaumseineFami-
lie dem Schicksal der Armenfürsorge ausgesetzt. Die Polizei
setzte ihreErmittlungen auchfort:

Am 18. Dezember 1882 meldete Kiel, daß von Frohwerk
„Weiteres nicht ermittelt", auch die Frau „noch immer ohne
Nachricht von ihremMann" sei.15 LAS309/222.
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Am 14. März1883berichtetedanndiePolizei-Behörde,daß
Frohwerk

„nach einer von ihman seinehier wohnendenFraugelangten
NachrichtnachAmerikaausgewandert (ist) undhatals Aufent-
haltWinnipeg — PostOffice Mannitoba-Canadaangegeben. Er
beabsichtigt, seine Familie nachkommen zulassen."

Wie Frohwerk suchten nicht wenige eine neue Heimat in
Amerika, das eine freiere Zukunft versprach. Zusammen mit
dennach 1848 Vertriebenen waren viele führend an dem Auf-
bausozialistischer Organisationenbeteiligt. 16

Aberauch wennmannur auseinemBundeslanddesReiches
inein anderesausgewiesen wurde-wie dererwähnte Tischler
Günther -, so bedeutete das einen massiven Eingriff in die
Existenz,derhäufig Notund Elendinsbesondere für dieFami-
lien zur Folge hatte.

Der Schneider Heinzel, der sich immer mehr als führende
Gestalt der Kieler Sozialdemokraten herauskristallisierte,war
ständigerBeobachtung unterworfen;allevierteljährlichenBe-
richte des Polizeipräsidiums von September 1882 bis März
1884, dieuntersucht wurden,erwähnen ihn.17

„Der Schneider Stephan Heinzel hat seine Arbeit bei der
hiesigen Firma LantziusNachfolger aufgegeben, ist seiteiniger
Zeitfür dieNähmaschinen-Handlung vonWeidlinger, hierselbst
als Stadtreisender thätig undhat einen Legitimationsscheinein-
gelöst, um angeblich im Auftrage dieser Handlung in der Pro-
vinzSchleswig-Holstein Warenbestellungen aufzusuchen. Esist
anzunehmen, daß dieser rührige undgefährliche Agitator seine
Reisen zu Agitationszwecken benutzen wird. Auchistderselbe
in letzter Zeit häufig in GaardenundEllerbek bemerkt worden
(die damals, imMärz1883, alsderBerichtgeschrieben wurde,
noch eigenständige Ortschaften waren, d. Verf.), was darauf
schließen läßt, daß derselbe nicht nur die Leitung der hiesigen
Socialdemokratiesondern aucheines weiteren Umkreises inder
Handhaben wird. Derselbe wirdfortgesetzt beobachtet."

TrotzständigerKontrollekonntediePolizeidenKontaktder
Genossennichtvölligverhindern.EinauchderPolizeibekann-
ter Treffpunkt war längere Zeit beidem

„ebenfalls der Socialdemokratie ungehörigen Wirth Neu-
mann, bei welchletzterem überhaupt allehiesigen hervorragen-
denParteigenossen, der Maurer Kant, Schneider Heinzel, Ci-
garrenhändler Dieckmann, BöttcherDinger, Arbeiter Schlap-
kohl, Schneider Matzkus, verkehren. Dieselben werdenfortge-
setzt beobachtet",

heißt es imPolizeibericht vom März 1883. ImJuli allerdings
wirdgemeldet, daß Neumann die Wirtschaft aufgegeben habe
und nur noch Zimmer an „Einlogierende"vermiete.

„Die Versammlungen sollen in dem Wirthschaftslokal Hö-
henluft' an derHamburger Chaussee, imBezirkder Kirchspiel-
vogtei Kielgelegen, abgehalten werden.DerKirchspielvogtei ist
hiervon Mitteilunggemacht worden."

Offensichtlich versuchtendie KielerSozialdemokraten, sich
der städtischen Polizeiaufsicht zu entziehen, indem sie den
Treffpunkt inden ländlichenBereich vordie ToreKiels verleg-

16 Vgl. Joachim Reppmann, Ver-
pflanzte Ideen: Freiheitsbegriff und
Demokratieverständnis der schleswig-
holsteinischen Achtundvierziger -
Wurzeln und Wirkungen 1846 bis
1856,Magisterarbeitmasch. Bochum/
Kiel1984.-ImPolizeiberichtvom13.
Sept. 1883 wird noch ein aus Berlin
ausgewiesener SozialdemokratWandl
erwähnt, der ebenfalls nach Amerika
ausgewandert sei.
17 Vgl. Fischer,a.a. O
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ten-indenBereichder KirchspielvogteiKiel, die damals zum
Landratsamt Bordesholm gehörte. Eine Handhabe zum Ein-
schreitenhatte die Polizeierstdann, wenn sie verbotene sozia-
listische Schriften fand. Das passierte jedoch höchstenszufäl-
lig:Beieinem Schneider aus Stakendorf, der wegenTrunken-
heit inHaft geriet, wurdenzwei ältereExemplare des „Social-
demokrat" gefunden. Angeblich hatteHeinzel sie ihm gege-
ben.Eine Durchsuchung der Heinzelschen Wohnung förderte
jedoch kein verbotenes Material zutage - was bei einem so
exponierten Mann, der ja ständig mit solchen Aktionen rech-
nenmußte, aucherstaunlichgewesen wäre. Zwar wurdegegen
Heinzel eine Untersuchung wegen Vergehens gegen § 19 des
„Sozialistengesetzes" eingeleitet18, aber er wurde freigespro-
chen, „weil derSchneider Wiese als einwandfreie Person nicht
anzusehen war"19.

Immer wieder gerieten der Polizei einzelne verbotene
Druckschriften in die Hand, ohne daß sie jedoch die Wege
ermittelnkonnte, aufdenensie nachKielhineingelangt waren,
wie z.8.:
- „Der Socialdemokrat, Zentral-Organ der deutschen So-

cialdemokratie"- „Die Rede des Abgeordneten Max Kaiser zur Börsen-
steuer. Gehalten in der Reichstagssitzung vom 19. Jan.
1883."- „Verhandlungen über den Antrag Liebknecht und Ge-
nossen, betreffend die Aufhebung sämmtlicher im deut-
schen Reiche existierenden Ausnahmegesetze, in der
Reichstagssitzung vom 11. Jan. 1883."- „Die deutsche Geheimpolizei imKampfe mit der Sozial-
demokratie."- „EinWintermärchen, Heines Lesebuch im neuen deut-
schen Reichder Gottesfurcht und frommen Sitte."- „Wie verhalten sich die Arbeiter gegenüber dem neuen
Kranken-Versicherungsgesetz? Broschüre vonBebel."

Der Zusammenhalt der Sozialdemokraten wurde wesentlich
aufrechterhalten durch die Zugehörigkeit zu „unpolitischen
Vereinen", zudenenauchFach-oder Gewerkvereine gehörten,
solange diese sich nicht-fachbezogener, politischer Themen
enthielten.

„EinFachverein der Tischlerhatsichhiergegründet. Derselbe
hält seine Versammlungen... ab und verfolgt nach den hier
vorliegenden Statuten den Zweck, die geistigen und gewerbli-
chenInteressen derMitglieder unterAusschluß allerpolitischen
und religiösenFragen zufördern. Thatsachen, welcheaufeine
Verbindung mit der socialdemokratischen Partei und insbeson-
dere mit dem verbotenen Bunde der Tischlerund Berufsgenos-
sen schließen lassen,habensich bishernicht ergeben. Insbeson-
deresindnachden Büchern dieBeiträgeseither zuanderen als
statutenmäßigen Zwecken nichtverwandt worden."21

Während die Überwachung vonVersammlungen relativein-
fach war, boten von „unpolitischen" Vereinen durchgeführte

18 Bericht vom 13. Sept. 1883 in LAS
309/222.
19 Bericht vom 15. Dez. 1883 in LAS
309/222.
20 Alle erwähnt im Bericht vom 17.
März1884 inLAS309/222.
21 Bericht vom16. Juni 1883 in LAS
309/222.
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gesellige Veranstaltungen mehr Möglichkeiten,einmal ein of-
fenes Wort zu tauschen. Sie wurden von der Polizei auch mit
besonderem Argwohnbetrachtetund-wennmöglich-verbo-
ten.

„Im Anfange desMonats September 1882 beabsichtigten die
hiesigen Schneider indem 'A Stunde von hier entfernten Dorfe
Winterbeck ein Vergnügen zu veranstalten. Diebeider hiesigen
KöniglichenKirchspielvogteibeantragteErlaubnis wurde abge-
lehnt, da das Gesuch ein Vergnügen des hiesigen Schneiderge-
werksangab, währendeinsolcher Vereinhier nichtexistiert. Im
Uebrigen war bekannt, daß sich der Führer der Sozialisten,
Schneider Heinzel mit mehreren Anhängern daran beteiligen
wollte. Ein an das Polizeicommissariat in Gaardengerichteter
gleicher Antrag wurde inFolge einerhierhergelangten Anfrage
gleichfalls abgelehnt.

Im vorigen Monat hielt der hiesige Gesangverein ,Lieder-
kranz' im Englischen Garten hieselbsteine Tanzlustbarkeit ab.
Der Verein zählt Elemente, welche der Socialdemokratie ange-
hörenund waren auch verschiedene alsAnhänger der Socialde-
mokratie bekannte Personen anwesend, unter anderen Dieck-
mann, Dinger, Unger. Es sind jedoch bei der Abhaltung der
TanzlustbarkeitsocialistischeBestrebungen nicht zuTagegetre-
ten.

"
Besonders geeignet waren solche geselligen Treffen auch,

den Zusammenhalt mit auswärtigen Genossen aufrechtzuer-
halten. ImuntersuchtenZeitraum - September 1882 bis März
1884 - waren die Rendsburger Genossen zweimal mit einem
großen Aufgebot in Kiel: Die Krankenunterstützungskasse
Rendsburg unternahm im September 1882 eine Ausflugsfahrt
aufzwei kleinenDampfern mit ca. 150 Personen.

„Dieselben wurdenvondenFührern derhiesigenSocialdemo-
kraten SchneiderHeinzel, dessenSchwiegervater, dem Grünhö-
ker Hein und dem Posamentier22 Rauempfangen. Die Gesell-
schaft, welche sich nach dem Tanzlokal ,Elysium' begeben
hatte, wurde bis zur Abfahrt überwacht und ist dabei nichts
vorgefallen, welches zueinem Einschreiten Veranlassung gege-
benhätte. Der Polizeiverwaltung Rendsburg istMittheilungge-
macht."

Im folgenden September wurde dieses Treffen wiederholt.
Die Polizeihatte keine rechtliche Möglichkeit,diese Vergnü-
gungsfahrten zu verhindern, obwohl auch die Rendsburger
Polizeiverwaltung wußte, daß unter denMitgliedernderKran-
kenunterstützungskasse -vielleicht eineNachfolgerin der1873
vomHardesvogt zu Hohnerwähnten Arbeiterunterstützungs-
kasse23 - die Führer der Rendsburger Sozialdemokraten,
SchuhmacherPittack,Korbmacher Steinitz und Weber Kohle,
waren. Mit drei Dampfbooten kamen 480Rendsburger nach
Kiel.Neben denschongenannten registrierte diePolizei noch
folgende Rendsburger Genossen: Instrumentenmacher Traut-
kammer, SchneiderFeldbusch, Schneider Rübenstein, Schuh-
macher Behrensund denBierhändler Hamann.Daß sich auch
wieder Kieler Sozialdemokratenan dem Treffen beteiligten-
Heinzel, der Schuhmacher Wiegand, der Höker Jensen und

22 Ein Handwerker, der Posamenten
(Borten, Schnüre, Fransen etc.) her-
stellte.
23 Das konnte nichtermittelt werden
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andere -blieb dem Auge des Gesetzes nicht verborgen. Der
Kommentar zur Überwachung der „Lustbarkeit" lautete aber,
daß „sozialdemokratische Bestrebungen" nicht zu Tage getre-
ten seien. Sicherkann man nichtdavonausgehen, daß alle 480
Rendsburger Teilnehmer der Kanalfahrtaucheingeschriebene
Sozialdemokraten waren,aber zumindestbot die Organisation
„Krankenunterstützungskasse" den Genossen die Möglich-
keit,sich auszutauschen unddie Kontakteaufrechtzuerhalten.

Bei dem imMärz 1884 für Kiel in denPolizeiakten erwähn-
ten Verein „Klingerkasten"24, der nach diesem Bericht kurz
zuvor gegründet worden war,vermutet diePolizeiwahrschein-
lich richtig:

„Dieser Verein verfolgt nach den hier vorgelegten Statuten
angeblich nurdenZweck, durchmonatlichabzuhaltendehumo-
ristische Abende, sowie durch Ausflüge und sonstige Vergnü-
gungen, den Sinn für gesunden Humor zu erhalten und zu
befördern.Da indes die bekanntenSocialdemokraten dem Ver-
einalsMitgliederangehören,steht anzunehmen,daß derHaupt-
zweck des Vereins dersein wird, Gelder zur Unterstützung der
socialdemokratischen Agitatoren zusammen zu bringen, über-
haupt dieSache der Socialdemokratie zufördern.Die Überwa-
chung des Vereins istangeordnet."

Dochbeschränkte sich die Arbeiterbewegung inderZeit der
„Sozialistengesetze" nicht allein aufdie Wahrung des Zusam-
menhalts. Daß die Sozialdemokratie sich keineswegs völlig
unterdrücken ließ, sondern weiterlebte undsogar nochwuchs,
wurde der Öffentlichkeit und der Obrigkeit spätestens dann
deutlich bewußt, wenn Parlamentswahlen bevorstanden. In
den hier untersuchten Zeitraum fiel die Reichstagswahl vom
20. Juli 1883.Das „Sozialistengesetz" verbot denSozialdemo-
kraten weder das Gewählt-Werden noch das Wählen. Im 7.
Schleswig-holsteinischen Wahlkreis (Kiel-Rendsburg-Plön)
war StephanHeinzel,derFührer derKielerSozialdemokraten,
als Kandidat aufgestellt. Jedoch durfte keine Wahlagitation
betrieben werden wie vor 1878.Manließ sich trotzdemeiniges
einfallen. Als z.B. eine vonHeinzel angemeldete Wählerver-
sammlung auf Grund des „Sozialistengesetzes" verboten wor-
den war,verlegteman die Agitation indie Versammlungender
gegnerischen Parteien:

„Beider am17. Juli vonder konservativenParthei... abge-
haltenen öffentlichen Versammlung, in welcher der Graf Re-
ventlowseineWahlrede hielt, warendieSocialdemokraten zahl-
reich erschienen. Dieseunterbrachen denRedner häufig durch
ZurufundLärmen und brachtennachSchluß der Versammlung
aufHeinzeleinHoch aus.AufderStraße wiederholtesichdieses
Hochrufen und wurden die Socialdemokraten polizeilich aus-
einandergebracht.

"25

TrotzVerbotstauchtenimmer wiederFlugblätter inKielund
Umgebung auf, die in der Schweiz (Chur) gedruckt worden
waren. Es gelang der Polizei jedoch nicht, die Verteiler zu
ermitteln. Dagegen wurde ein Schwager Heinzeis in einer
Nacht dabei erwischt, als er auf die Trottoirs schrieb: „Wählt
Heinzel!". Er wurde deswegen verhaftet.DerBerichtderPoli-

24Vermutlich „Klingelkasten",aberso
geschrieben imBericht vom17. März
1884 in LAS309/222.
25 Bericht vom 13. Sept. 1883.
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zei-Behördesagt jedoch nichts über die Dauerder Haft oder
eine Verurteilung.26

Die Obrigkeit war imhöchstenMaße beunruhigt, insbeson-
dere als der Ausgang der Wahl zeigte, wie erfolgreich die
sozialdemokratische Wahlpropaganda trotz der Unterdrük-
kung gewesen war -gerade in denKielerUmlandgemeinden,
die zur Kirchspielvogtei Kiel gehörten.

Der Gradder Beunruhigung geht aus einem Schreibenher-
vor,dasdieKielerBehördeandasLandratsamtzuBordesholm
dreiTagenach derReichstagswahl richtete, ein Schreiben, das
mit „Seeret" überschrieben ist. Die Kirchspielvogtei Kiel ge-
hörtezum Landratsamt Bordesholm, und die Ausführungen
der Kielerüber die Agitationsmethoden der Sozialdemokratie
sind offensichtlich als Mahnung zu verstehen, bei künftigen
Wahlennochsorgfältiger zubeobachten und zukontrollieren,
umweitere Wahlerfolge der Arbeiterbewegung zuverhindern:

„Dem Königlichen Landrathsamt berichte ich gehorsamst,
daß ... auch imdiesseitigen Districtundnamentlich inden Kiel
zunächst belegenen Ortschaften, eine wohlvorbereitete umfas-
sendeAgitation, still, aber energisch und wieaus denResultaten
ersichtlich, derartmitErfolg betrieben worden ist, daß die Zahl
derfür densozialistischen Canditaten, SchneiderStephanHein-
zelabgegebenen Stimmen ungefähr der gleich kommt, welche
bei der Reichstagswahl 1878 auf den damaligen betreffenden
Candidaten entfielen.27

Die Agitation wurde derart betrieben, daß zunächst das sei-
tens derKöniglichenRegierung unterdem Utendieses Monats
verboteneFlugblatt vomBtendieses Monats indenFrühstunden
mit einemaufHeinzellautenden Stimmzettelin jeeinemExem-
plar in ein unbeschriebenes Couvert gepackt, in einer entspre-
chendenAnzahlinden Häusern verteilt wurde.

Als Verteiler sind Personen ermittelt worden, die zum Theil
bereits als thätige Anhänger der sozialdemokratischen Parthei
bekannt waren, so derMaurerBoldt in Winterbek,der Tischler
Paasch in Gaarden, KreisKiel, wohnhaft,p.p.

Ferner ist einerseits überall da, wo namentlich Arbeiter sich
zusammenfanden, sei es beider Arbeit, aufdem Wege zu und
vondieser, und dannauch durchPersonen, welche sich einzeln
der Agitation vonHaus zuHausunterzogen, eifrigfür Heinzeis
Wahlagitiert worden.

Endlich wurde in der Nacht vom 19ten zum 20ten dieses
Monatsein zweitesFlugblatt theilweise verteilt, besonders auch
an in die Augen fallenden Stellen, so bei den Wahllocalen, auf
der Howaldt'sehen Werft in betreffenden Schiffsräumen ange-
klebt. An den Wahllocalen standen Personen mit an Stangen
befestigten Tafeln, welcheaufder einenSeite roth, aufder ande-
rengelb undmit derAufschrift ,WähltHeinzel' versehen waren.

Ander Wahlselbsthatsich wohljeder dazubefugte Sozialde-
mokratbetheiligt. DieHowaldt'sehenArbeiter,soweitdieselben
inKielwohnen, hörtenum4 UhrNachmittags mitderArbeitauf
und begaben sich behufs Ausübung ihres Stimmrechts nach
Kiel. DiesozialdemokratischeParthei ist in ihrer Agitation so-
wohl[durch]dieHerstellung derFlugblätterinder Schweiz, von

26Berichtvom13. Sept. 1883
27 Vor dem Erlaß des „Sozialistenge-
setzes"(!);inKielkandidiertedamals
Heinrich Oldenburg, vgl. Fischer,
a.a.O.5.68.
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welchen je1Exemplar anliegt2*, als durch reichlich fließende
Geldmittel unterstützt worden. So sollen auch von Amerika
speciell zuAgitationszweckenfür diehiesige Wahl, 3000Dollar
eingegangensein."

Anschaulicherkann die Tätigkeit der Sozialdemokratie im
KielerBereich in der Zeit der Geltung des „Sozialistengeset-
zes" nicht beschriebenwerden.Sicherlichwerdendie Aktivitä-
ten in Schleswig-Holstein regional unterschiedlich gewesen
sein-inAltonanochstärkervielleicht und inmanchem ländli-
chen Bereich sicher geringer. Dennoch trifft für die Sozialde-
mokratie in Schleswig-Holstein ebenso wie auf Reichsebene
zu, daß sie 1890 aus der Unterdrückungszeit gestärkt hervor-
gingen. Letztlichhat die Obrigkeit mit ihren Maßnahmen das
Gegenteil von dem erreicht, was sie beabsichtigt hatte.Inden
folgenden Jahren mußte sie sich mit der Existenz einer neuen
gesellschaftlichen Kraft abfindenund arrangieren.

28 Leider sindinder AkteLAS309/222
die Flugblätter nicht (mehr?) enthal-
ten. Angefügt ist jedochdas Stimmer-
gebnis der Ortschaften um Kiel, vgl.
das Faksimile.

Juristisch legitimierte
Schikanen-Verhinde-
rungsstrategien der
Obrigkeitnach 1890
biszumBeginn desEr-
sten Weltkriegs

Nachdemeine Verlängerung des„Sozialistengesetzes" 1890im
Parlamentnicht mehr durchgesetzt werdenkonnte,versuchten
die staatlichen Organe jeglicheMöglichkeitenauszuschöpfen,
um das weitereWachsen der sozialdemokratischen Arbeiter-
bewegungzu verhindern - letztlich ohneErfolg.

Sobald dasGesetz aufgehoben worden war,schössensozial-
demokratische Vereine wie Pilze aus dem Boden.Bei einer
Umfrage, die der Regierungspräsident 1895 an die Landrats-
ämter unddie städtischenPolizeibehördenrichtete,stelltesich
heraus, daß es im Kreis Eckernförde14 Vereine, im Kreis
Rendsburg 17 und in Kiel sogar 58 Vereine gab, die von der
Polizei der sozialdemokratischen Bewegung zugerechnet wur-
den.DazugehörtenunterschiedlichsteGruppen:die eigentlich
politischen, häufig noch unter der Bezeichnung „Arbeiterbil-
dungsverein", die Gewerkschaftenoder Fachvereine, die Ge-
sangs-, Musik-, Sport- und Schützenvereine, aber auch ein so
exotisch anmutender wie der „PfeifenklubHabana"29 inHade-
marschen und die in Kiel schon seit 1889 (!) existierenden
„Freidenker", als derenZweck die Aktenvermerken:

„Zuwirkenfür Humanität, für religiöseAufklärung, wissen-
schaftliche Erkenntnis und Bildung, für Wahrung der vollen
Glaubens- und Gewissensfreiheit.

'
Jährlichließ sichderRegierungspräsident vondem Standder

Bewegungunterrichten.
Am 25. Juni 1892 teilt die Kieler BehördedemRegierungs-

präsidenten mit:„...daß der größte Theil der socialdemokratischen Ver-
sammlungen von dem Criminal-Commissar überwacht wird.
Beider Ausdehnung des räumlichen Gebiets ist diese Einrich-
tungnichtvollständigdurchzuführen, esscheintdiesesaberauch
nicht durchaus nothwendig, weil die Agitatoren, welche in den
Versammlungen redend auftreten, in allen Versammlungen auf
ihrenRundreisen gewöhnlichdieselben Reden halten.

Wirddieerste Versammlung voneinemhöherenPolizeibeam-
ten überwacht, sogenügt indenanderenFällendieAnwesenheit
eines Ober-Polizeisergeanten oder eines Criminalbeamten.

"31

29 1901 wird er jedoch als aufgelöst
gemeldet:LAS 309/12538.
30 LAS 309/12538.
31 LAS 309/441
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Nebenbeierfahren wir aus dieser Quelle,daß dasPotential
an fähigen Rednern in der schleswig-holsteinischen Sozialde-
mokratie offenbar nicht so groß und daß deren rhetorisches
Reservoir nicht unerschöpflichwar.32 Aber demErfolg bei der
Gewinnungneuer Anhänger tat das sichtlichkeinen Abbruch.

Wennnicht gewichtige Gründe vorlagen, konntedie Polizei
sozialdemokratische Versammlungen nicht mehr verbieten.
1895beschwerte sichderMaurer TödterausEckernfördebeim
Regierungspräsidenten inSchleswigdarüber, daß diePolizei in
Eckernfördeeine Versammlung-seiner Meinungnach wider-
rechtlich-verbotenhabe.Der Regierungspräsident gibt dieser
Beschwerde zwar nicht statt, aber ineinem Schreibenan den
Landrat des Kreises Eckernförde weist er diesen darauf hin:

„Ich ersuche Ew.p.p.33 daher ergebenst, die Polizeiverwal-
tungdahinmit Anweisung zu versehen,daß siesich in Zukunft
nachderRechtssprechung des Oberverwaltungsgerichtes richtet.
Hiernach genügt aber diebloße Befürchtung einer Störungder
öffentlichen Ordnung und Sicherheit nicht, um ein Versamm-
lungsverbot zu rechtfertigen."34

Versammlungen der Partei oder der Gewerkschaften in ge-
schlossenen Räumen konntenalso nicht so ohne weiteres ver-
boten werden. Sehr viel schwieriger war es jedoch, gesellige
Veranstaltungen oder öffentlicheUmzüge genehmigt zu be-
kommen.

1901 beschwertesichder Vorsitzendedes Gewerkschaftskar-
tells Eckernförde-Borby,Jasper Rosacker,beimLandrat über
diePolizeiverwaltung inEckernförde,weil diese die Veranstal-
tung eines Gewerkschaftsfestes mit einem Umzug durch die
Straßen von Eckernfördeund Borby verweigert hatte.Nach-
dem derLandratdieBeschwerde zurückgewiesen hatte,klagte
Rosacker bei der Regierung inSchleswig:

„Das Gewerkschaftskartell istkeinpolitischer Verein. Beweis
der letzteEntscheiddes Oberverwaltungsgerichts nach Inkraft-
setzung des neuen bürgerlichen Gesetzbuches, wonach aus-
drücklich betont wird, dasKartellsei alspolitischer Vereinnicht
zu betrachten.
2. DasKartellsetztsich aussämtlichen Gewerkschaften zusam-
men, derenAngelegenheiten werdenbehandelt, nurkeinePoliti-
schen. Der § vom 11. Märtz 1850 kann somit aufdas Kartell
keine Anwendung finden.

Diese Quelle zeigt zweierlei: Erstens unterlagen nach dem
§ 8 Preußisches Vereinsgesetz politische Vereine besonderen
Beschränkungen; unter anderemdurften Frauen,Schüler und
Lehrlinge nicht an Versammlungen teilnehmen. Mit diesem
Paragraphen konntenauch Veranstaltungen von Vereinen un-
terbunden werden, denen man politische Interessen unter-
stellte. Zweitenswirddeutlich, daß sichdie Arbeiterbewegung
stärker ihrer Rechte bewußt geworden war und diese auch
wahrnahm. Im übrigen hatteRosackermit seinerKlage keinen
Erfolg. Der Regierungspräsident zogErkundigungen über das
Gewerkschaftskartell ein. Aufgrund polizeilicher Überwa-
chungsprotokolle und von Versammlungsberichten der
„Schleswig-Holsteinischen Volkszeitung" kam er zuder Über-

32Vgl.dazudeninAnm. 12genannten
Aufsatz.
33 Euer Hochwohlgeboren;p.p. steht
für Name undTitel des Landrats.
34 LAS 309/12563.
35LAS309/12563, Rosacker meint mit
dem § vom 11. März1850das Preußi-
sche Vereinsgesetz.
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Zeugung,daß sehr wohl indenVersammlungen politische The-
menbehandelt worden waren. Undeinpolitischer Vereindarf
eben keine Veranstaltungen mit Frauen-wie bei diesem Fest
geplant -durchführen.

DerEckernförderLandrat dürfte bei seiner Absage an das

Auszüge aus dem reaktionärenpreußi-
schen Vereinsgesetz von 1850, das ab
1867auch in Schleswig-Holstein galt.
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Gewerkschaftskartell sich schmerzlich daranerinnert haben,
daß ihmzweiJahre zuvor vonder RegierunginSchleswigeine
heftige Rüge erteilt worden war,nachdem er einenUmzug des
„Arbeiter-Sänger-Bundes der Provinz Schleswig-Holstein" in
Eckernförde erlaubt hatte. Zwar hatte sich der Landrat in
Nortorf und Elmshornerkundigt, wo indenbeidenzurücklie-
genden Jahren Umzüge friedlich verlaufen waren. Aber man
gab ihm aus Schleswig zu verstehen, daß er damit einen ekla-
tantenFehler begangenhabe,da derinRede stehendeSänger-
bundzweifellossozialdemokratischenBestrebungenhuldige.36

Offensichtlich mochte man in Schleswig die propagandawirk-
same Demonstration,dieeinTreffender Sänger der gesamten
Provinz darstellte, nicht länger hinnehmen.

Bis zum Oberverwaltungsgericht inBerlin drangder Vorsit-
zende der „Freien Turnerschaft" inEckernförde,Karl Weiß,
mit seiner Klage gegen eine Polizeiverfügung vor, die den
Verein aufgrund seiner Zugehörigkeitzum „Arbeiter-Turner-
bund" zueinem „politischen" erklärt hatte. Das Gericht zog
sich auf formale Gründe zurück. DieKlage sei beim Oberver-
waltungsgericht nicht fristgemäß eingegangen. Essei auchdem
Kläger nicht zugute zu halten, daß er die Klage innerhalb der
Frist beiderPolizeiverwaltungeingereicht habeunddieseauch
in der Lage gewesen wäre, die Klage rechtzeitig weiterzuge-
ben. DeshalbkönnederFall nicht verhandelt werden.37

Der Schriftsatz der Verwaltungsklage ist offensichtlich von
einem Rechtsanwalt aufgesetzt. Man begann innerhalb der
Arbeiterbewegung, sich indierechtsstaatlichen „Rituale"ein-
zuspielen.EinzweitesMalwäreKarlWeiß eineFristverletzung
sicher nicht passiert.

Mit fadenscheinigen Gründen verboten die Behördenauch
immer wieder dieFeiern zum 1.Mai.38 Diesem Tag wurde zu
Recht sowohl von Seiten der Arbeiterbewegung als auch von
sehen der Obrigkeit besondere Bedeutung beigemessen. Seit
1889 zumKampftag der internationalenArbeiterbewegunger-
klärt, wurde der 1.Maiüberall imDeutschenReichzelebriert,
umdenForderungen nachArbeitszeitverkürzung mit dem Ziel
des8-Stunden-ArbeitstagesNachdruckzuverleihen, so auchin
Schleswig-Holstein. Für viele Arbeiter bedeutete die Teil-
nahme an derDemonstration denVerlust ihresArbeitsplatzes,
dennoch nahmenimmer mehr Arbeiter dieses RisikoinKauf.
Insofern hatten die Mai-Umzüge einen starken symbolischen
Charakter, weilsienicht zuUnrecht vondenArbeitgebernund
der Obrigkeit als Kampfansage der Arbeiterbewegung gewer-
tet wurden.

Grundsätzlich lag die Genehmigung für öffentliche Ver-
sammlungen und Veranstaltungen imFreien inderZuständig-
keit der örtlichenPolizeiverwaltungen. Die rechtliche Grund-
lage war auchindiesemFalle daspreußische Vereinsgesetz, so
daß Veranstaltungen eigentlich nurverboten werden konnten,
wenneinebegründete Sorge bestand,daß dieöffentliche„Ord-
nungundSicherheit" gefährdet wäre.Die Einschätzungen der
staatlichen Organe fielendabei gelegentlich rechtunterschied-
lichaus:1909 gebot einTelegramm desMinisteriums desInne-

36 LAS309/12563
37 LAS309/12563
38 Vgl. dazu auch KaiDetlev Sievers,
Preußische Verwaltungund sozialisti-
sche Maifeierumzüge in Schleswig-
Holsteinwährendderwilhelminischen
Zeit, in: Preußen, Deutschland und
der Westen, Zürich 1980, S.70-80.
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Ren zuBerlinder Regierung inSchleswig, die bereits erteilten
Genehmigungen -u.a. in Altona-für Mai-Umzüge rückgän-
gig zumachen.39 Am25. April1910 richtetdie Polizei-Verwal-
tung inRendsburg ein mit „Geheim!Sofort!" überschriebenes
Schreiben an die Regierung in Schleswig, in der sie um Stel-
lungnahme bittet:

„DasGewerkschaftskartell inRendsburg und Umgebung hat
die Genehmigung zueinem Umzugmit Musik und Vereinsfah-
nenamNachmittag des1.Maibereits erhalten, weilGründe zur
Versagunggemäß § 7des Vereinsgesetzesnicht gegebensind.

Die hiesige Socialdemokratie hat sich während der Wahl-
rechtsperiode absolut ruhig verhalten. Früher genehmigte,
gleichartige Umzüge sinddurchaus ruhig undordnungsgemäß
durchgeführt. Außerdem ist dergenehmigte UmzugalsFestzug
einer Vereinsfestlichkeit gemeldet undgenehmigt und wirdnach
denbisherigenErfahrungen denCharakter einerDemonstration
nicht annehmen, zweifellos aber wie freie Vergnügungen ruhig
und ordnungsmäßig durchgeführt werden.

Ew. Hochwohlgeboren bitte ichganz gehorsamst umAnwei-
sung, ob die bereits erteilte Genehmigung rückgängig gemacht
werdensoll.

"40

Die Antwort dürfte die Polizeiverwaltung wenig erfreut ha-
ben. Der Regierungspräsident weist darauf hin, daß nachsei-
ner, die bevorstehende sozialdemokratische Maifeier betref-
fenden Verfügung vom19. April,Maiumzüge auföffentlichen
Straßen der Regel nach nicht zugenehmigen seien. Von einer
Anweisung an die Polizeiverwaltung, die bereits erteilte Ge-
nehmigung zurückzuziehen, sehe er ab, behalte sich aber wei-
tereMaßnahmen für denFall vor, daß der aufeineungesetzli-
che Weise genehmigte Umzug zuDemonstrationszweckenbe-
nutzt werdensollte.

Dainder Akte irgendwelcheSanktionen nicht ihrenNieder-
schlag finden, kann man wohl davon ausgehen, daß sich die
Rendsburger Sozialdemokraten erwartungsgemäß ruhig ver-
halten haben.

39 LAS 309/12606.
411LAS309/12606.

Der Sitz der „Obrigkeit" für die Pro-
vinz Schleswig-Holstein - das Regie-
rungsgebäude in Schleswig. 1875 vom
preußbchen Landlag beschlossen,
wurdederAmtssitz voneinem königli-
chen Landbaumeister entworfen. Er
vermerkte, daß „der Plangroßartig...
und prachtvoll" sein sollte. Aufgrund
dermangelhaftenArbeilsschutzbestim-
mungen kamen beim Bau mehrereAr-
beiterumoder wurdenschwer verletzt.
Schließlich überstiegen die Kosten des
Baus denVoranschlag. Derpreußbche
Landtag unddie Presse beschäftigten
sich zwei Jahre lang mit diesemPro-
blem. Als Ursache für dieKostenüber-
schreitung wurde „übertriebener Lu-
xus"genannt. Der „roteElefant" - so
derSpitzname des Gebäudes inSchles-
wig- standnun im Gegensatz zumge-
genüberliegenden Schloß Gottorf, dem
Regierungsgebäude des Herzogtums
Schleswig aus derfrüheren Zeit-RS
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InKiel wurde 1912die Feier des 1.Mai verboten,ebenfalls
ein Umzug des sozialdemokratischen Vereins Neumühlen-
Dietrichsdorf,der-sichernicht zuUnrecht-vonderPolizeials
Ausweichmaßnahme der Kieler angesehen wurde. Die Neu-
mühlen-Dietrichsdorfer gingen mit ihrer Klage bis vor das
Oberverwaltungsgericht inBerlin. Die vom Gericht angefor-
derte Stellungnahme der Kieler Polizei soll hier ausführlich
zitiert werden, weil sie ein detailliertes Bild der damaligen
sozialdemokratischen Bewegung um Kielundderen Einschät-
zungdurch die staatlichen Organe gibt.

„Nach §7 des Reichsvereinsgesetzes bedürfen Aufzüge auf
öffentlichen Straßen der polizeilichen Genehmigung, die nur
versagt werden darf, wenn aus der Veranstaltung desAufzuges
Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu befürchten ist. Einen
besonderen Rangunter den öffentlichenAufzügen haben vonje
die Demonstrationsaufzüge politisch oppositioneller Parteien,
insbesondere aber dieMaifestaufzüge der Sozialdemokratie ein-
genommen.

DieFrage, ob die Sozialdemokratie revolutionäre Ziele ver-
folgt, kann hier dahingestellt bleiben; in ihrem Programm ist
nichtsdavon gesagt. AberdieDurchführung desProgramms ist
auf verfassungsmäßigem Wege nicht möglich. Durch welche
Mitteldas Ziel verwirklicht werdensoll, geht aus denÄußerun-
gen inderPresseunddenParteitagen zur Genüge hervor. Eines
der wesentlichstenMittelbildetder Generalstreik. DieMaifeier-
der selbstgeschaffene Weltruhetag der Arbeiter - aber dient
dazu,indenMassen dersozialdemokratischenParteigänger die
Idee des Generalstreiks zufördernunddasBewußtsein zustär-
ken, daß sie dieMachtgewinnen, ihre Ziele zu verwirklichen.

Hierausfolgt, daß diesozialdemokratischen Maifestzüge den
Staat selbst in seinem Bestände bedrohen, und schon deshalb
müßte die Frage, ob durch sie eine Gefahr für die öffentliche
Sicherheit zubefürchten ist, stets bejaht werden.

Derartige Aufzüge bergen abernochandere Gefahren, zumal
in Großstädten. Jede Ansammlung großer Menschenmassen -
zuKielbeträgt allein die Zahlderpolitisch indenOrtsvereinen
organisiertenSozialdemokratenrund12 000Personen[!]-ist in
gewissem Grundegefährlich.Kommthinzu, daß essichum eine
Ansammlung unzufriedener Elemente mit demonstrativen Ab-
sichten handelt, so wird die Gefahr dringend. Es ist schwer
vorauszusagen, und die Erfahrung bestätigt überall, daß sich
den so vereinigten, politisch unzufriedenen Massen der Ab-
schaum der großstädtischen Bevölkerung,die ZuhälterundBe-
rufsverbrecher, inderHoffnung aufdie ihnen stets willkomme-
nen Krawalle anschließen. Eine Garantie für den ruhigen Ver-
lauf derartiger Veranstaltungen zu übernehmen, ist einfach un-
möglich. Daß die aufreizende Tätigkeit der sozialdemokrati-
schenPresse das ihre dazu tut, umdieGefahrnoch zuerhöhen,
braucht nichtnäher erläutertzu werden.

Aus diesen Gründen sind in Preußen die Maifeier-Aufzüge
zunächst wohlüberall von denPolizeibehörden verboten wor-
den.

Diehierüber vonsozialdemokratischerSeite erhobeneKlage,
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ihr werdeein Recht entzogen, das ihr zustehe unddessen Aus-
übung allen anderen Parteien gestattet werde, ist nicht begrün-
det. Nichtdie Versagungder Genehmigungdes Maifeierumzugs
schafft einen Ausnahmezustand, sondern umgekehrt seine Ge-
stattung. Keiner der anderen Parteien fällt ein derartiger Ge-
brauch desRechts aufdie Straße ein.

Das Oberverwaltungsgericht, das vor Erlaß des Reichsver-
einsgesetzes eine weitherzigePraxishatte, hataberseitdem stän-
digentschieden, daß dievorerwähntenallgemeinenErwägungen
nicht das Verbot eines Aufzugs rechtfertigen könnten. Die öf-
fentliche Sicherheit könnenur dann als gefährdet gelten, wenn
bestimmte Tatsachen vorlägen, die in dem Sonderfalldie Be-
rechtigung der Befürchtungen nachwiesen.

Trotzdem ist es nicht überflüssig, hier aufdiese grundsätzli-
chen Gesichtspunkte hinzuweisen, dennsie vereiteln im vorlie-
genden Falle das Bemühen des Klägers, die für Kiel anerkann-
termaßen vorliegenden besonderen Tatsachenzueinem wesent-
lichen Teildurch denEinwandzubeseitigen, ,esseischon lange
her. Am15.März 1910haben inKielimAnschluß aneine von
der sozialdemokratischen Partei im Lokal Waldwiese abgehal-
tene öffentliche Versammlung erhebliche Ausschreitungen und
Gewalttätigkeiten vonSeitender Teilnehmeran dieser Veranstal-
tung stattgefunden. Nach Beendigung der Versammlung mar-
schierten die Teilnehmer im Zuge nach derStadtundgelangten
schließlich aufden Wilhelmsplatz, nachdem sieunterwegsnoch
durch etwa 1000 Arbeiter der Kaiserlichen Werft Verstärkung
erhalten hatten.Aufdem Wilhelmsplatz wurdendieKandelaber
erstiegen und Versuchegemacht, Reden zuhalten. Dabei wurde
fortgesetztgelärmtundgejohlt.DieanwesendenPolizeibeamten
wurdenbeleidigt und verhöhnt.Dieetwa 10000Menschen be-
tragendeMenge beantworteteAnordnungenderPolizeibeamten
nurmitLärm undBeschimpfungen, wie: ,IhrBluthunde', ,Auf
Euchhaben wirgeradegewartet' unddergleichen. Nachdemein
Versuchder Beamten, die Menge zurückzudrängen, mit Stein-
würfen und Schüssen beantwortet war,mußte sieschließlich mit
bloßer Waffe vorgehen.

Diese Vorkommnisse haben inerster Liniedazu geführt, daß
das Oberverwaltungsgericht das Verbot des Maifeierumzugs im
Jahre 1910 bestätigte. Es sagt dazu:
,Wenn aus diesen Vorgängen der Polizeipräsident beiseinem

Verbot die Überzeugung gewann, daß bei dem geplanten Um-
züge sich ähnliche Ausschreitungen wiederholen würden, so
bewegte er sichdabei nichtaufdem Gebiete von Vermutungen,
sondern aufdem Gebiete von konkreten, in den örtlichen Ver-
hältnissenbegründeten Tatsachen.'

Diese Tatsachen verlieren nicht an Gewicht, weil sie einige
Jahre zurückliegen, oder weilder Gegenstand, der damals die
Gemüter erhitzte-die Wahlrechtsvorlage41-heute keineunmit-
telbareBedeutungmehrhat. Sie werdenden Sozialdemokraten,
welche mit der Erlaubnis zum Maifestzug ein Sonderrechtfür
sich fordern, solange entgegengehalten werden können,bis an-
dere Verhältnisse vonihnendurch Tatsachen nachgewiesen wer-
den, welchegeeignetsind,diejetztnurzubegründeten Befürch-

41 Am 4. Febr. 1910wurdeeine Regie-
rungsvorlage zur „Änderung despreu-
ßischen Wahlgesetzes" vorgelegt. Sie
ließ trotz zahlreicherÄnderungen das
Dreiklassenwahlrecht bestehen. In
ganz Preußen fanden Massenkundge-
bungen dazu statt,die Wahlrechtsvor-
lage erhitzte die Gemüter. Vgl. dazu
Franz Osterroth/Dieter Schuster,
Chronik der deutschen Sozialdemo-
kratie, Hannover 1963, S. 163 ff. In
Kiel kam sicher noch die Erregung
über die Reform des kommunalen
Wahlrechts hinzu, die durch Neu-
schneidung der Kieler Stimmbezirke
1909 die Sozialdemokraten stark be-
nachteiligte. Vgl. dazuKarlRudolfFi-
scher, Damm gegen die rote Flut -
Bürgerliche Wahlgeometrie im Kai-
serlichenKiel,in: Demokratische Ge-
schichte 2,Kiel 1987,S. 77-91.
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Tungen zu zerstreuen. Daß zur Zeit aber noch die gleichen
Verhältnisse herrschen wie1910, ist unschwer zu erweisen.

Der Polizeipräsident beschränkt sich inseinemBescheid dar-
auf, einen Artikelin der Nr.157der Schleswig-Holsteinischen
Volkszeitung vom8. Juli1911zu erwähnen. Einesozialdemo-
kratische Versammlung unter freiem Himmel aufder vorherge-
nannten Waldwiese war von dem Polizeipräsidenten vereitelt
worden, indem erden Wirt desLokals veranlaßte, seineErlaub-
nis zu der geplanten Benutzung zu verweigern. Wenn dieses
Vorgehen des Polizeipräsidenten auchnichtgebilligt ist,sokann
damitdergenannteArtikelder Volkszeitung niealsentschuldigt
gelten. Er gipfelt in den Sätzen:
1. Wir wollendasfür dasdeutsche ReichgeschaffeneReichsver-

einsgesetz inKielebenso ungestörtgenießen wie inBerlin.
2. Wir wollenkeinemPolizeipräsidenten zugestehen, daß ermit

unseren Wirten Abmachungen trifft,dienachdem Vereinsge-
setznicht seines Amtessind.

3. Wir wollendemPolizeipräsidenten Gelegenheitgeben, Irrtü-
mer undMißverständnisse aufzuklären, ehe wir Konsequen-
zen ziehen.

4. Wir wollendenen, die esangeht, erklären,daß sich dieKieler
Sozialdemokratie starkgenug fühlt, auch gegen den Willen
einesPolizeipräsidenten dieStraße zubehaupten, die ihrdas
Gesetz zugesteht. Wasfür Berlin Treptow undder Tiergarten
war, Stätten derNiederlagen derPolizei42,daskönnenauch
in Kielgeeignete Orte werden.
Dem Polizeipräsidenten ist wohl zuzugeben, daß dies voll-

kommen genügt, doch sollenhier noch einige Tatsachen ange-
führt werden, die weniger weit zurückliegen. Auf Verlangen
könntedasMaterialnoch vervollkommnet werden.
1. DieReichstagswahl vom12. Januar1912 und die Stadtver-

ordnetenwahlvom29.11.11hatteninKielzuerregtenWahl-
kämpfengeführt. Einige Flugblätterlege ichdem Gerichtshof
vor.

2. Vom 9. März bis2. April waren auch inKielinfolgedes über
ganz Deutschland ausgedehnten Kampfes im Schneiderge-
werbe dieArbeitnehmer ausgesperrt.

3. Die Töpfereiarbeiterstreikten vom 2. bis17. April1912.
Die Meinung des Oberverwaltungsgerichts würde indessen

nichtgetroffen werden, wennman alskonkrete, inden örtlichen
Verhältnissen begründete Tatsachennur.Krawalle, Streiks,Pre-
ßäußerungen und andere Momente der sozialdemokratischen
Bewegung selbst berücksichtigen würde. Auch hiervon unab-
hängige Umstände können für einzelne Orte eine besondere
Berücksichtigung verlangen.

Der Polizeipräsident hataufsieinseinemSchriftsatz vom22
Maischon hingewiesen. Er nennt
1. die überwiegende ArbeiterbevölkerungKiels
2. denKriegshafen mitseinenbesonderenEinrichtungen, Werf-

ten u.a.
3. die dreiprinzlichen Hofhaltungen inKiel.44

Als wichtigsten dieser dreiPunkte verdient der zu2genannte
besonders hervorgehoben zu werden.Hierstehengeradezu Le-

42 Am 6. März 1910 hattedieBerliner
Parteiführung zu einer großen Mas-
senveranstaltung aufgerufen. Diese
wurdevonderPolizei verboten.Dar-
auf lud die Partei zu einem „Wahl-
rechtsspaziergang" in den Treptower
Park ein.Die Polizei sperrte alleZu-
fahrtswege zum Park ab. Der Partei-
leitung gelanges durch Flüsterpropa-
ganda, die ganze Demonstration in
den Tiergarten umzulenken, wovon
die Polizei völlig überrascht wurde.
Auf diese Weise demonstrierten
150000 gegen die Wahlrechtsvorlage
unddieRestriktionenderPolizei.Vgl.
Osterroth/Schuster a.a.O. S. 133.
43 Leider nicht in der Akte LAS 309/
12606.
44 DerBruder des Kaisers,PrinzHein-
rich von Preußen, residierte in Kiel.
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bensinteressen unseres Vaterlandes auf dem Spiele und jede
Polizeiverwaltung, die auch nurdiegeringste Leichtfertigkeit in
ihrem Schütze bezeigen würde, müßte sichdem allerschwersten
Tadelaussetzen. Die zeitige Lage der äußeren Politik läßt die
Forderung nach verstärktem Schütze gerade der Kriegshäfen
dauernd erschallen. DieStellung aber, welche die Sozialdemo-
kratie dazu einnimmt, ist bekannt und wird durch das dem
Gerichtshof hiermit überwiesene Flugblatt ,Die erste Tat der
Regierung' nur erläutert.45

Es scheint auch so, als ob die Sozialdemokratie sich selbst
gesagt hat, daß sie alledem gegenüber mit der Forderung auf
Zulassung des Maiumzugs inKielnun undnimmer durchdrin-
genkönne.

Der Vorstand des sozialdemokratischen Vereins inKiel hat
zwargegen denBescheid desPolizeipräsidenten inKiel, derden
Maiumzugfür Kielselbstmitfast demgleichen Wortlaut wie für
Neumühlen-Dietrichsdorf verbot, Beschwerde beim Regie-
rungspräsidenten inSchleswigerhoben, dessenabweisendenBe-
scheid abernicht angefochten. Nurdie Klage gegen das Verbot
für Neumühlen-Dietrichsdorf steht hier zurEntscheidung.

Es ist deshalb noch die Frage zu erwägen, ob das für Kiel
Ausgeführte auchfür Neumühlen-Dietrichsdorf gilt.

DieAntwort kannnur lauten: Erst recht!
Neumühlen-Dietrichsdorf istselbst vorwiegend vonIndustrie-

arbeiternbewohntundstößtunmittelbarandieStadtteileKiels46,
von denen das Gleiche gilt. InNeumühlen liegt die große, zum
Kriegsschiffbau verwendeteHowaldt-Werft, unddieKaiserliche
wie die Germania-Werft sind in der Nähe.

Dasfür Kieldurchgeführte Verbot des Maiumzugs muß not-
wendig die Massen nach Neumühlen-Dietrichsdorf lenken,
wenn der Umzugdortgestattet wird, und diesem Argument läßt
sichnichtbegegnen, indemmansagt:nun wohl,genehmigt beide
und teilt und schwächt so die Wucht der Massen! Geteilt und
geschwächt würde die Polizei, die dann anbeidenPlätzen sein
müßte, währenddieMenge aufeingeheimes Losungswort sich
an einerStelle sammelnkönnte, wie es inBerlingeschehen und
für Kielangedroht ist."47

Die sehr ausführliche Stellungnahme der Kieler Behörde
zeigt, daß sie sich ihrer Sache beim Oberverwaltungsgericht
keineswegs sicher war. Andererseits verdanken wir diesem
Umstand eine Quelle,dieeingutesBild gibt vondem Verhält-
nis zwischenSozialdemokratie undObrigkeit.DieArbeiterbe-
wegung hatte stark an Selbstbewußtsein gewonnen, und die
staatlichen Stellen hatten ihre wachsende Macht zu fürchten
begonnen.

Aus diesem Text geht auch hervor, zu welchen „Tricks" die
staatlichen Organe griffen, wenn sie anders der Bewegung
nichtHerr zu werdenglaubten. Nebendem juristischenMittel
des Verbots wandtensie auch andereRepressalien an, um die
Öffentlichkeitswirkung der Sozialdemokratie zumindern: in-
dem sie Druck auf die Wirte ausübten, die ihre Lokale für
Versammlungen zur Verfügung stellten.DerKieler Polizeiprä-
sident fühlte sich ineiner gesonderten Stellungnahme speziell

45 Auch dieses Flugblatt ist weder in
derAktenochimStadt- oder Landes-
archiv.
46 Gehörte damals noch zum Land-
kreisBordesholm.
47 LAS309/12606.

Die drillePhase der ohrigkeilsslaatli-
chen Reaktion: „rechtsstaatliche Schi-
kanen". Hier ein Verholeines Maium-
zugs 1912.
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zudieser Frage bemüßigt, dem Gericht gegenüber „richtigzu
stellen", daß erkeineswegs irgendeinen DruckaufdenWirt der
„Waldwiese" ausgeübt habe, sondern dieser „völligfreiwillig in
Wahrung seiner wirtschaftlichen Interessen" den Sozialdemo-
kraten eine Absage erteilt habe -nachdem ihm angedroht
worden war, daß ansonsten ein Verbot für Vergnügen des
Militärs ausgesprochen würde.

Ähnliches läßt sich für Hohenwestedt bzw. den Gastwirt in
Grauel 189748 und für Schönkirchenbzw. den Gastwirt in
Landgraben 190849 nachweisen. Auch in diesen Fällen waren
die Wirte „einesBesserenbelehrt" worden.

DieRegierung imKaiserreichsahsich zunehmendmit einer
immer selbstbewußter auftretenden Arbeiterklasse konfron-
tiert.Mit der wachsenden Industrialisierung und der dadurch
bedingten stärkeren sozialen Mobilität wurde das Potential,
ausdem sich die sozialdemokratische Bewegunghauptsächlich
rekrutierte, ständig größer. Insbesondere inKiel war das der
Preis,der für denAusbauderkaiserlichenFlottezuzahlenwar.
DochnichtEinsichtindieseGegebenheitenundangemessene
Reaktionen, um diese neue Klasse durchBeteiligung an wirt-
schaftlicherund politischer Macht indenStaat zu integrieren,
kennzeichnetendasHandeln derHerrschenden,sondern -in
Verkennung einer Entwicklung, die nicht aufzuhalten war -
Hilflosigkeit; eine Hilflosigkeit, die sich selbst noch in den
Unterdrückungsmaßnahmen manifestierte.

48 LAS309/12538.
49 LAS309/12539
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